
Anlage 1:

Der Text der Konvention schreibt in Artikel 14 „Freiheit und Sicherheit der Person“ vor:
„(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten, “ … „b) ... dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem 
Fall eine Freiheitsentziehung rechtfertigt.“

Die Regierung fügt in ihrer Denkschrift als Teil Ratifizierungsgesetzes der BRK 2008 ein „allein“ 
ein und alle Pateien in Bundestag und Bundesrat nickten es Ende 2009 ab.
Aus der Denkschrift:
„Absatz 1 Buchstabe b stellt dabei ausdrücklich fest, dass eine 
Freiheitsentziehung allein aufgrund des Vorliegens einer Behinderung in 
keinem Fall gerechtfertigt ist. “
Und weiter unten:
„Entsprechende Voraussetzungen bestehen für die 
Unterbringung aufgrund derjenigen Landesgesetze, die Schutz und Hilfe für psychisch 
kranke Menschen regeln.“

Dem widerspricht das UN-Hochkommissariat für Menschenrchte im Januar 2009:
"Während der Ausarbeitung des Übereinkommens wurden die Vorschläge verworfen, die das 
Verbot der Inhaftierung auf die Fälle von "allein" Behinderung begrenzen wollten"

Links, Quellen, Texte, Kommentare und Zitate:

UN-BRK: 
original (in den UN-Amtssprachen): 
http://www.un.org/disabilities/ 
deutsch: 
http://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar61106-dbgbl.pdf 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 
http://www.bundesrat.de/cln_090/SharedDocs/Drucksachen/2008/0701-800/760-
08,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/760-08.pdf
Zitat unten!

UN-Hochkommissariat für Menschenrechte (Dort Abschnitt „5. Recht auf Freiheit und Sicherheit 
der Person“ und da besonders Abschnitte 47-49): 
"ANNUAL REPORT OF THE UNITED NATIONS HIGH COMMISSIONER 
FOR HUMAN RIGHTS AND REPORTS OF THE OFFICE OF THE 
HIGH COMMISSIONER AND THE SECRETARY-GENERAL" 
(26 January 2009) 
http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/10session/A.HRC.10.48.pdf 
Übersetzung der Abschnitte 47-49:
http://www.zwangspsychiatrie.de 
(Suchbegriff: "Abschnitte des Berichts") 
Zitat unten!
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http://www.zwangspsychiatrie.de/
http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/10session/A.HRC.10.48.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_090/SharedDocs/Drucksachen/2008/0701-800/760-08,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/760-08.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_090/SharedDocs/Drucksachen/2008/0701-800/760-08,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/760-08.pdf
http://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar61106-dbgbl.pdf


Wolfgang Kaleck, Rechtsanwalt Berlin, 
Sönke Hilbrans, Rechtsanwalt Berlin und 
Sebastian Scharmer, Rechtsanwalt Berlin: 
"Ratifikation der UN Disability Convention vom 30.03.2007 und Auswirkung auf die Gesetze für 
so genannte psychisch Kranke 
am Beispiel der Zwangsunterbringung und Zwangsbehandlung nach dem PsychKG Berlin 
(2. überarbeitete Fassung)" 
http://www.die-bpe.de/stellungnahme/ 

Zitat aus dieser zum Artikel 14 der BRK aus dem 
„Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention“:

„Nach Absatz 1 B u c h s t a b e b gewährleisten die Vertragsstaaten, dass Menschen mit 
Behinderungen die Freiheit nicht rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird und dass jede 
Freiheitsentziehung im Einklang mit dem Gesetz erfolgt. Diese Vorschrift bezieht sich auf Artikel 
9 Abs. 1 Satz 2 Zivilpakt. Absatz 1 Buchstabe b stellt dabei ausdrücklich fest, dass eine 
Freiheitsentziehung allein [Betonung hinzugefügt] aufgrund des Vorliegens einer Behinderung in 
keinem Fall gerechtfertigt ist. Sowohl aus Absatz 1 Buchstabe b als auch aus Absatz 2 ergibt sich, 
dass eine Freiheitsentziehung auch bei behinderten Menschen nicht grundsätzlich ausgeschlossen 
ist. Voraussetzung ist allerdings, dass zur Behinderung besondere Umstände hinzutreten müssen, 
die die Entziehung der Freiheit erforderlich machen. Das ist etwa der Fall, wenn nur mittels der 
Freiheitsentziehung eine Selbst- oder Fremdgefährdung vermieden werden kann. Sofern also 
zusätzliche Umstände vorliegen, die eine Freiheitsentziehung rechtfertigen, kann diese auch dann 
zulässig sein, wenn die die Freiheitsentziehung begründenden Umstände mit einer Behinderung 
zusammenhängen. Diesen Vorgaben entspricht die Rechtslage in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Unterbringung einer betreuten Person nach § 1906 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) setzt voraus, dass entweder eine erhebliche Selbstgefährdung besteht oder 
die Unterbringung aus medizinischen Gründen notwendig ist und die betreute Person dies nicht 
erkennen kann. Für eine Unterbringung nach § 63 des Strafgesetzbuches (StGB) ist erforderlich, 
dass von der betroffenen Person erhebliche rechtswidrige Taten zu erwarten sind und sie deshalb 
für die Allgemeinheit gefährlich ist. Entsprechende Voraussetzungen bestehen für die 
Unterbringung aufgrund derjenigen Landesgesetze, die Schutz und Hilfe für psychisch 
kranke Menschen regeln. [Betonung hinzugefügt]“
http://www.bundesrat.de/cln_090/SharedDocs/Drucksachen/2008/0701-800/760-
08,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/760-08.pdf

Zitat aus dem Bericht des das UN-Hochkommissariats für Menschenrechte an die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen "zur Verbesserung der Sensibilisierung und dem 
Verständnis der Behindertenrechtskonvention" hat sich am 26.1.2009 . 
Hier aus dem Anschnitt „5. Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person“ (Übersetzung WFZ):

• 48. Eine besondere Herausforderung im Rahmen der Förderung und des Schutzes des Rechts 
auf Freiheit und Sicherheit der Menschen mit Behinderungen ist die Gesetzgebung und die 
Praxis im Bezug auf die Gesundheitsversorgung und insbesondere zur Unterbringung ohne 
die informierte Zustimmung der betroffenen Person (oft auch als unfreiwillige oder 
erzwungene Unterbringung bezeichnet). Bevor die Konvention in Kraft getreten ist, war die 
Existenz einer geistigen oder psychischen Behinderung im Rahmen internationaler 
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Menschenrechte ein rechtmäßiger Grund für die Entziehung der Freiheit und Einsperrung 
42. Das Übereinkommen wendet sich radikal von diesem Ansatz dadurch ab, dass jeder 
Freiheitsentzug auf der Grundlage der Existenz einer Behinderung, einschließlich einer 
psychischen oder geistigen Behinderung, als diskriminierend verboten ist. In Artikel 14 
Absatz 1 (b) des Übereinkommens heißt es unmissverständlich, dass "das Vorliegen einer 
Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsberaubung rechtfertigt". Während der 
Ausarbeitung des Übereinkommens wurden die Vorschläge verworfen, die das Verbot der 
Inhaftierung auf die Fälle von "allein" Behinderung begrenzen wollten 43 [Anmerkung des 
WFZ: Genau diese verworfenen Vorschläge hat sowohl die Bundesregierung - insbesondere 
deren Behindertenbeauftragte - wie sämtliche behindertenpolitischen Sprecher aller 
Fraktionen des Bundestages zusammen mit sämtlichen Landesregierungen als Vorwand für 
ihren Betrug genommen, um die Menschenrechte an ein Institut für 
Regierungsgefälligkeiten zu verkaufen. In der Anhörung des Bundestages haben verlogene 
"Sachverständige" von der Aktion Psychisch Kranke und der Lebenshilfe diesen Betrug mit 
ihren menscherechtsverachtenden Aussagen gedeckt]. Dies hat zur Folge, dass rechtswidrige 
Einsperrung auch die Situationen umfasst, in denen der Entzug der Freiheit mit einer 
Kombination von einer psychischen oder geistigen Behinderung und andere Elemente wie 
Gefährlichkeit oder der Betreuung und Behandlung begründet wird. Da diese Maßnahmen 
teilweise durch die Behinderung einer Person gerechtfertigt werden, sind sie diskriminierend 
und verletzen das Verbot eine Freiheitsentziehung aufgrund von Behinderung und das Recht 
auf Freiheit auf gleicher Grundlage mit anderen nach Artikel 14.

• 49. Gesetzgebung, die zur Unterbringung von Menschen mit Behinderungen aufgrund ihrer 
Behinderung ohne ihre freie und informierte Zustimmung ermächtigt, muss abgeschafft 
werden. Das muss sowohl die Abschaffung der Gesetzgebung umfassen, die die 
Unterbringung von Personen mit Behinderung ohne deren freie und informierte Zustimmung 
legalisiert, als auch die Abschaffung von Gesetzen, die die Schutzhaft von Menschen mit 
Behinderung in Fällen wie der Wahrscheinlichkeit, eine Gefahr für sich selbst oder für 
andere zu sein und in allen Fällen, in denen die Fürsorge, die Behandlung oder die 
öffentliche Sicherheit mit einer vermuteten oder diagnostizierten psychischen Krankheit 
verbunden wird, legalisieren....

----------------------

42 Siehe als Verweis die „Grundsätze für den Schutz von Personen mit 
psychischen Erkrankungen und der Verbesserung der psychischen 
Gesundheit“, A/RES/46/119, im Internet unter: 
http://www.un.org/documents/ga/res/46/a46r119.htm .
43 Im Laufe der dritten Sitzung des Ad-hoc-Ausschuss über eine 
umfassende und integrative Internationale Behindertenrechtskonvention 
zum Schutz und der Förderung der Rechte und der Würde von Menschen 
mit Behinderungen wurden Vorschläge gemacht, das Wort "alleine" in den 
Entwurf des damals als Artikel 10 Absatz 1 (b) bezeichenten Artikels 
einzufügen, der dann gelautet hätte: "Jede Freiheitsberaubung darf nur im 
Einklang mit dem Gesetz erfolgen und sie darf in keinem Fall alleine auf 
Behinderung beruhen.
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